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Preußiſche Geſetzſammlung 


1926 Ausgegeben zu Berlin, den 3. Juli 1926 Nr. 26 


(Nr. 13109.) Geſetz zur Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung. Vom 2. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 

Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der Faſſung der 
Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555), des Geſetzes zur 
Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 619), der Dritten 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42), der Verordnung zur Ande⸗ 
rung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze ſowie der Preußiſchen Steuer⸗ 
notverordnung und der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 28. März 
1925 (Geſetzſamml. S. 44), des Geſetzes zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze vom 27. November 1925 (Geſetzſamml. S. 162) und des Geſetzes zur Anderung der Preußi⸗ 
ſchen Steuernotverordnung vom 27. März 1926 (Geſetzſamml. S. 127) wird wie folgt geändert: 


1. Im $1 werden die Worte „der Neubautätigkeit“ erſetzt durch die Worte „der Bautätigkeit auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens“. 
2. § 2 Abf. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

(1) Die Steuer beträgt 1000 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Fe⸗ 
bruar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) und feiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer 
vom Grundvermögen. 

(2) Die eine Hälfte des Aufkommens der Hauszinsſteuer iſt nach näherer Vorſchrift des § 11 
zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu verwenden. Von 
der anderen Hälfte wird ein Drittel den Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach näherer Vorſchrift 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze zur Deckung der übrigen 
im $1 genannten Ausgaben überwieſen (Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer) und fließen 
zwei Drittel dem Lande zu. 

3. Im $ 2 Abf. 2a letzte Zeile wird hinter den Worten „der Friedensmiete (des Friedensmietwerts)“ 
eingeſchaltet: 
der Gebäude und der zugehörigen Hofräume 
4. Im 8 2 wird folgender neuer Abſ. 2b eingefügt: 

(2b) Bei Grundſtücken (Grundſtücksteilen), die für gewerbliche Zwecke genutzt werden, iſt die 
Steuer auf Antrag von einer angenommenen Grundvermögensſteuer von 4 vom Hundert des 
Gebäudeſteuernutzungswerts zu berechnen. Als Gebäudeſteuernutzungswert gilt der nach den 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 
1861 (Geſetzſamml. S. 317) für gewerbliche Räume beſonders feſtgeſtellte oder feſtzuſtellende 
Nutzungswert. f 

5. § 3 Abf. 3 erhält folgende Faſſung: 

(3) Bei Grundſtücken, die am 31. Dezember 1918 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht 
oder mit einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 40 vom Hundert des Friedenswerts be⸗ 
laſtet waren, iſt der Betrag der Steuer auf Antrag des Eigentümers ſo weit herabzuſetzen, daß er 

bei unbelaſteten Grundſtücken 375 vom Hundert der Grundvermögensſteuer (§ 2 Abſ. 1, 2a, 2b), 

bei einer Belaſtung bis zu 10 vom Hundert des Friedenswerts 500 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögensſteuer (§ 2 Abſ. 1, 2a, 2b), 
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bei einer Belaftung bis zu 20 vom Hundert des Friedenswerts 625 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögensſteuer ($ 2 Abſ. 1, 2a, 2b), 
bei einer Belaſtung bis zu 30 vom Hundert des Friedenswerts 750 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögensſteuer ($ 2 Abſ. 1, 2a, 2b), 
bei einer Belaſtung bis zu 40 vom Hundert des Friedenswerts 875 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögensſteuer ($ 2 Abſ. 1, 2a, 2b) 
beträgt. Als dingliche privatrechtliche Laſten gelten nicht Hypotheken, die gemäß den §8 1187, 
1190 B. G. B. zur Sicherung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber eingetragen worden 
ſind. Das gleiche gilt von Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden, die zugunſten von Ehe⸗ 
gatten oder von Perſonen, die mit dem Steuerſchuldner bis zum dritten Grade verwandt ſind, 
eingetragen worden ſind. 


6. Dem 83 werden folgende Abſätze neu angefügt: 


(4) Bei der Berechnung der Belaſtung iſt von dem Goldmarkbetrage der eingetragenen ding⸗ 
lichen privatrechtlichen Laſten auf Antrag der Goldmarkbetrag der bis zum 31. Dezember 1918 
erfolgten Tilgung abzusetzen. Als Tilgung gilt insbeſondere die Zahlung des Kapitals oder Ab⸗ 
löſungsbetrags, die Vereinigung von Schuld und Forderung in einer Perſon, die Zahlung 
von Tilgungsraten. 


(5) Bei denjenigen Grundſtücken, deren dingliche privatrechtliche Laſten in der Zeit nach dem 
31. Dezember 1918 zurückgezahlt worden ſind, wird auf Antrag von dem Goldmarkbetrage der 
am 31. Dezember 1918 eingetragenen dinglichen privatrechtlichen Laſt der Goldmarkbetrag der 
Rückzahlung abgeſetzt, ſoweit er mehr als 25 vom Hundert des Goldmarkbetrags der am 31. De⸗ 
zember 1918 eingetragenen dinglichen privatrechtlichen Laſt beträgt. 


(5) Iſt das Eigentum an Grundſtücken in der Zeit nach dem 31. Dezember 1919 bis zum 
15. November 1923 durch Kauf zu einem Goldmarkpreiſe von nicht mehr als 50 vom Hundert 
des Friedenswerts erworben worden, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 
Satz 1 und 2 und in den Abſ. 4 und 5 keine Anwendung. Ausgenommen iſt der Erwerb durch 
Verwandte bis zum dritten Grade und der Erwerb durch verdrängte Grenzlands⸗, Auslands⸗ 
und Kolonialdeutſche, die durch ihre Verdrängung ihre wirtſchaftliche Lebensgrundlage ganz 
oder zum überwiegenden Teil verloren haben. Sind Grundſtücke der im Satz 1 bezeichneten Art 
auf einen anderen übergegangen, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 Satz 1 
und 2 und in den Abf. 4 und 5 auch für die Rechtsnachfolger keine Anwendung, es ſei denn, daß 
die Grundſtücke von dem am 31. Dezember 1919 eingetragenen Eigentümer zurückerworben 
worden ſind. 


(6) Als Goldmarkbetrag im Sinne dieſes Geſetzes gilt bei den dinglichen privatrechtlichen 
Laſten, die vor dem 1. Januar 1918 eingetragen waren oder getilgt worden ſind, der Nennbetrag 
der Laſt oder der Tilgung, im übrigen der Goldmarkbetrag, der ſich unter ſinngemäßer Anwendung 
des $ 2 Abſ. 1 des Geſetzes über die Aufwertung von Hypotheken und anderen Anſprüchen (Auf⸗ 
wertungsgeſetzz vom 16. Juli 1925 (Reichsge etzbl. 1 S. 117) berechnet. 


(7) Als Friedenswert im Sinne dieſes Geſetzes gilt der gemäß § 21 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. 
S. 29) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) feſtgeſetzte Wert. 

7. Folgender neuer § 3a wird eingefügt: 
$ 3a. 

(1) Für Einfamilienhäuſer mit einer Wohnfläche von nicht mehr als 90 Quadratmeter, die 
bis zum 1. Juli 1918 einſchließlich bezugsfertig hergeſtellt waren und ausſchließlich vom Eigen⸗ 
tümer und ſeiner Familie bewohnt werden, iſt auf Antrag des Steuerſchuldners 

a) Steuerbefreiung zu gewähren, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte mit ding⸗ 

lichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 
20 vom Hundert des Friedenswertes belaſtet war, 

b) die Steuer um 250 vom Hundert der Grundvermögensſteuer (82 Abſ. 1, 2a, 2b), jedoch 

nicht unter 375 vom Hundert der Grundvermögensſteuer ($ 2 Abſ. 1, 2a, 2b) herabzuſetzen, 
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ſofern das Einfamilienhaus zu dem angegebenen Zeitpunkte mit einem Goldmarkbetrage 
von mehr als 20 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war. 
(2) Die Freiſtellung oder Ermäßigung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das Einfamilien⸗ 
haus zum geringen Teil auf Grund behördlicher Maßnahmen vermietet worden iſt. Für die 
Berechnung der Belaſtung gelten die Vorſchriften des § 3 Abſ. 3 bis 6 ſinngemäß. 


8. Im § 5 wird Abſ. 2 durch folgende neue Abſ. 2 und z erſetzt: 
(2) Ruht eine dingliche privatrechtliche Laſt auf einem Grundſtück, von dem nur ein Teil zur 
Steuer veranlagt ift, fo find die zu erſtattenden oder auf die Steuer anzurechnenden Beträge und 
die Laſten für die einzelnen Grundſtücksteile nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts feſt⸗ 
zuſtellen. 
(8) Ruht eine dingliche privatrechtliche Laſt auf mehreren Grundſtücken, ſo iſt ſie auf die ein⸗ 
zelnen Grundſtücke nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts zu verteilen. 
9. Im § 6 Abſ. 1a werden die Worte. „als Wert der Wert“ durch die Worte „als Friedenswert der 
Friedenswert“ erſetzt. 


10. Im 8 6 Abſ. 1a wird der letzte Halbſatz von die auf! bis „geruht hat“ erſetzt durch folgenden Halbſatz: 
die auf dem kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grundſtück am 31. Dezember 1918 
geruht hat, jedoch höchſtens bis zum Betrage der am 1. Juli 1914 auf dem Grundſtücke ruhenden 
dinglichen privatrechtlichen Laſt. 

11. Im § 7 erhält Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

Das Grundſtück haftet nur für die zur Zeit der Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung laufenden und die in den letzten 6 Monaten vor der Anordnung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder Zwangsverwaltung fällig gewordenen Steuerbeträge. 


12. Im 8 7 Abſ. 3 erhält der Satz 2 folgende Faſſung: 
Als Tag der Zuftellung des Veranlagungsbeſcheids im Sinne des $ 231 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung gilt für die Fälle des § 2a der 15. September 1926, im übrigen der 15. April 1924. 
13. Im § 7 erhält der Abſ. 4 folgende Faſſung: 

(4) Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer dürfen nicht damit begründet 
werden, daß die zugrunde gelegte vorläufige Steuer vom Grundvermögen oder der gemäß den 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 
1861 (Geſetzſamml. S. 317) beſonders feſtgeſtellte, einer rechtskräftigen Veranlagung zugrunde 
liegende Nutzungswert unrichtig ſei. 

14. Der $ 7a erhält folgende Faſſung: 

(1) Der Finanzminiſter hat die Steuer, deren Einziehung nach Lage der Sache unbillig wäre, 
ganz oder teilweiſe zu erlaſſen oder zu erſtatten, ſofern die Gründe für den Erlaß oder die Erſtattung 
in dem Steuergegenſtande ſelbſt liegen, ſowie die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen, inſoweit 
ihre Einziehung eine unbillige Härte bedeutet. 

(2) Insbeſondere iſt die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen: 

1. bei Mietwohnungen oder Teilen von Mietwohnungen 

a) ſoweit deren Nutzungsberechtigte und die ihren Haushalt teilenden Familienange⸗ 
hörigen zuſammen nachweisbar einen Arbeitslohn oder ein ſonſtiges Einkommen 
von nicht mehr als 1 200 Reichsmark beziehen. Sind neben dem Nutzungsberechtigten 
und ſeiner Ehefrau andere Familienangehörige vorhanden, fo erhöhen ſich die 1 200 
Reichsmark für jeden dieſer Familienangehörigen um je 100 Reichsmark; 

b) ſofern Sozialrentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, die eine 
öffentliche Unterſtützung oder eine Zuſatzrente erhalten, oder Erwerbsloſe oder andere 
bedürftige Perſonen (namentlich kinderreiche Familien), welche die volle geſetzliche 
Miete nicht zahlen können, Mieter ſind / 

e) wenn die Einziehung der entſprechenden Mietbeträge dem Eigentümer nach Lage der 
Sache nicht möglich iſt oder mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die dem Eigentümer 
nach den Umſtänden nicht zugemutet werden können 
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2. bei Eigenwohnungen, falls der Eigentümer wegen einer vorübergehenden oder dauernden 
wirtſchaftlichen Notlage zur Zahlung der Steuer nicht in der Lage iſt oder die Voraus⸗ 
ſetzungen unter Nummer 1a oder b gegeben find; 

3. bei gewerblich genutzten Gebäuden, deren Räume durch Betriebseinſchränkungen, un⸗ 
günſtigen Geſchäftsgang oder infolge ſchlechter Saiſon gegenüber der Vorkriegszeit erheblich 
geringer ausgenutzt werden. 

(5) Die Steuer iſt niederzuſchlagen, wenn Mieträume ohne Verſchulden des Eigentümers leer⸗ 
ſtehen. 

(4) Die auf einen gewerblichen Raum entfallende Steuer iſt, wenn der Eigentümer den ge⸗ 
werblichen Raum in Wohnungen umwandelt, inſoweit niederzuſchlagen, als die Wohnungsmiete 
niedriger bemeſſen iſt als die gewerbliche Miete. 

(5) Der Belaſtung der Eigentümer durch laufende Geldverpflichtungen aus ſolchen Hypotheken, 
die mit mehr als 25 vom Hundert aufgewertet worden find (Reſtkaufgeldforderungen uſw.), iſt 
durch Stundung und Niederſchlagung von Steuerbeträgen im Verhältnis zu den Mehraufwen⸗ 
dungen für Zinſen gegenüber der 25prozentigen Aufwertung in vollem Umfange Rechnung zu 
tragen. 

(6) Der Finanzminiſter kann die im Abſ. 1 ihm zuſtehenden Befugniſſe auf die nachgeordneten 
Behörden übertragen. Er hat in dieſem Falle die nachgeordneten Behörden mit entſprechender 
Anweiſung zu verſehen. 

15. Im § 8 Abſ. 1 werden die Worte „§ 2 Abſ. 2a und gemäß § 3“ erſetzt durch die Worte „§ 2 Abſ. 2a, 
2b, § 3 und § 32 “,. 

16. Der $ 8a wird geſtrichen. 

17. Der § 11 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Der zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmte Teil 
der Hauszinsſteuer (§ 2 Abſ. 2 Satz 1) fällt zu drei Zehntel dem Lande, zu ſieben Zehntel nach 
Maßgabe des örtlichen Aufkommens den Stadt- und Landkreiſen zu. 


18. Im § 11 Abſ. 1 werden in dem Schlußſatz und im § 11 Abſ. 2 die Worte „der Neubautätigkeit“ 
erſetzt durch die Worte „der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens“. 
19. Der § 12 erhält folgenden Zuſatz: 
jedoch werden in dem § 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichgeſetz in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 5. Mai 1926 (Geſetzſamml. S. 137) mit Wirkung vom 
1. Juli 1926 die Worte „ein Fünftel“ durch „drei Zehntel“ erſetzt. 


Artikel II. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1926 in Kraft und mit dem 31. März 1928 außer Kraft. Für 
die Zeit nach dem 1. Juli 1926 dürfen gemeindliche Zuſchläge zur Hauszinsſteuer nicht mehr erhoben 
werden. 

(2) Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 

(3) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 
(Geſetzſamml. S. 191) in der durch die eingetretenen Abänderungen bedingten Faſſung, ſoweit ſie die 
Hauszinsſteuer betreffen, unter der Bezeichnung „Hauszinsſteuerverordnung“ in fortlaufender Para⸗ 
graphenfolge zu veröffentlichen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 2. Juli 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 


zugleich für den Miniſter des Innern. 
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